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Einführung

Die Vereinbarung eines nachvertraglichen Wettbewerbsverbots für Organmit-
glieder einer GmbH entspricht der gängigen Praxis. Allerdings herrscht Unsicherheit
darüber, bis zu welchem Umfang in zeitlicher, örtlicher und sachlicher Hinsicht ein
nachvertragliches Wettbewerbsverbot für Organmitglieder einer GmbH rechtlich
zulässig ist. Ebenfalls unklar ist, ob ein solches nachvertragliches Wettbewerbs-
verbot auch ohne Karenzentschädigung wirksam vereinbart werden kann. Diese
Unsicherheit basiert unter anderem darauf, dass für Organmitglieder einer GmbH
keine Regelungen im GmbHG existieren, die als Richtlinien dienen könnten. Zwar
widmen sich einige gerichtliche Entscheidungen nachvertraglichen Wettbewerbs-
verboten fürGeschäftsführer undGesellschafter einer GmbH, allerdings beseitigt die
sich fortbildende Kasuistik die bestehende Unsicherheit nicht. Dies liegt zum einen
daran, dass nachvertragliche Wettbewerbsverbote verschiedene Interessen und
Parteien berühren, die von Fall zu Fall unterschiedlich sind. Die in dem einen
Einzelfall geltenden Grenzen können also nur eingeschränkt auf einen anderen
Einzelfall übertragen werden. Viel schwerer wiegt jedoch, dass die Rechtsprechung
für die Festlegung der Zulässigkeitsgrenzen vor allem auf vage Abwägungsent-
scheidungen zurückgreift, ohne die hinter diesen Entscheidungen stehenden ver-
fassungsrechtlichen und zivilrechtlichen Grundlagen herauszuarbeiten.1 Die Lite-
ratur hat diesen Missstand bisher auch nicht behoben. Vielmehr konzentrieren sich
die juristische Diskussion auf die Darstellung der Rechtsprechung des BGH zur
analogen Anwendbarkeit der §§ 74 ff. HGB bzw. zu den konkret aus den jeweiligen
Prüfungsnormen abzuleitenden Zulässigkeitsgrenzen und auf die Rezeption dieser
Rechtsprechung.2 Resultat der Vorgehensweise der Rechtsprechung ist, dass die
Entscheidungen der Rechtsprechung für die Praxis nur schwer vorhersehbar sind, da
verallgemeinerungsfähige Grundlagen fehlen, die als Leitlinien für die Vertrags-
gestaltung im Einzelfall dienen könnten. Dies gilt sowohl für dienst- als auch für
gesellschaftsvertragliche nachvertragliche Wettbewerbsverbote und insbesondere
für Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH, für die neben den beiden genannten

1 Weidelener, Der richterliche Vertragsschutz, S. 41.
2 Eine Ausnahme stellen Lumper, Kontrollmaßstäbe für nachvertragliche Wettbewerbs-

verbote und ihre Anwendung im Kollisionsfall, Gravenhorst, Nachvertragliche Wettbe-
werbsverbote mit GmbH-Geschäftsführern, Krahforst, Nachvertragliche Wettbewerbsverbote
für GmbH-Geschäftsführer, und Weidelener, Der richterliche Vertragsschutz, dar, die sich in
unterschiedlichemAusmaßmit den verfassungsrechtlichen und zivilrechtlichen Hintergründen
der Zulässigkeitsgrenzen nachvertraglicher Wettbewerbsverbote befassen.



Gestaltungsoptionen zudem die Möglichkeit eines unternehmenskaufvertraglichen3

Wettbewerbsverbots offensteht.

Hier soll die vorliegende Arbeit ansetzen. Ziel der Untersuchung ist es, dazu
beizutragen, die in der Praxis bestehenden Unklarheiten im Hinblick auf die zu-
lässige Gestaltung nachvertraglicher Wettbewerbsverbote für Organmitglieder einer
GmbH zu verringern. Um das Thema sinnvoll einzugrenzen sowie vor dem Hin-
tergrund der dogmatisch und für die Rechtsgestaltung interessanten Doppelstellung
des Gesellschafter-Geschäftsführers wird sich die Arbeit zum einen auf die Person
des Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH und die daher möglichen dienst-
und gesellschaftsvertraglichen Gestaltungsoptionen des nachvertraglichen Wettbe-
werbsverbots konzentrieren. Aufgrund der Nähe zum Untersuchungsgegenstand
wird auch das unternehmenskaufvertragliche nachvertragliche Wettbewerbsverbot
in die Untersuchung einbezogen. Ein zweiter Fokus liegt in der Beschränkung auf die
Fragen nach der Notwendigkeit einer Karenzentschädigung sowie der zulässigen
Maximaldauer eines nachvertraglichen Wettbewerbsverbots. Wird das nachver-
tragliche Wettbewerbsverbot nämlich mit einem Arbeitnehmer abgeschlossen, so ist
es nur wirksam, wenn es eine Karenzentschädigung enthält. Ob dies in dieser Ri-
gorosität auch für Gesellschafter-Geschäftsführer gilt, ist aufgrund der sonst ent-
stehenden hohen Kosten für die Unternehmensseite relevant. Auch die Maximal-
dauer eines nachvertraglichen Wettbewerbsverbots ist für Arbeitnehmer genau
festgelegt und – anders als der zulässige sachliche und räumliche Umfang – nicht von
den Umständen des Einzelfalles abhängig. Dies sorgt für Rechtssicherheit. Offen ist
jedoch, ob diese Grenze ebenfalls bei nachvertragliche Wettbewerbsverbote für
Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH gilt. Aufgrund des engen Zusammen-
hangs der einzelnen Bestandteile eines nachvertraglichen Wettbewerbsverbots
werden bei der Beantwortung der Frage nach der Notwendigkeit einer Karenzent-
schädigung und der Maximaldauer jedoch auch andere Elemente eines nachver-
traglichen Wettbewerbsverbots für Organmitglieder einer GmbH angesprochen
werden.

Um die bei der Vereinbarung eines nachvertraglichen Wettbewerbsverbots für
Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH bestehenden Unklarheiten zu verrin-
gern, müssen die Antworten, die die Dissertation geben möchte, auf einem dog-
matisch tragfähigen Fundament basieren. Ein Zwischenziel der Untersuchung ist
deshalb, die dogmatischen Hintergründe der jeweiligen Prüfungsnormen, Prü-
fungsmaßstäbe und konkret abgeleiteten Zulässigkeitsgrenzen herauszuarbeiten. Die
vorhandene Kasuistik soll dabei nicht außer Acht gelassen werden. Sie soll vielmehr
durch die Anwendung der zuvor herausgearbeiteten verfassungsrechtlichen Vorga-
ben und zivilrechtlichenGrundsätze auf ihre Tragfähigkeit überprüft werden. Auf die

3 Wie Lumper, Kontrollmaßstäbe für nachvertragliche Wettbewerbsverbote und ihre An-
wendung im Kollisionsfall, S. 35 (Fn. 103) m.w.N. betont, wird unter dem Begriff „Unter-
nehmenskauf“ oft sowohl der dingliche als auch der schuldrechtliche Teil als ein wirtschaft-
licher Vorgang bezeichnet. In der Folge wird im Anschluss hieran nicht zwischen dem Un-
ternehmensveräußerungsvertrag und dem Unternehmenskaufvertrag unterschieden.
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gleicheWeise sollen bestehende Unklarheiten in der Kasuistik dort, wo dies möglich
ist, beseitigt werden.

Diese Ziele geben die die Untersuchung strukturierenden Untersuchungsfragen
vor. Abschnitt A wird zur Vorbereitung der folgenden Untersuchungen knapp die
Praxisrelevanz nachvertraglicher Wettbewerbsverbote sowie die hinter ihnen ste-
ckende Interessenlage behandeln und im Anschluss zwecks Eingrenzung und Ein-
ordnung der Thematik den Untersuchungsgegenstand herausarbeiten. Auf dieser
Basis wird die Dissertation eine Bestandsaufnahme durchführen, um zu untersuchen,
welche Standpunkte die Rechtsprechung und Literatur im Hinblick auf die auf
dienst- und gesellschaftsvertragliche nachvertragliche Wettbewerbsverbote anzu-
wendenden Prüfungsnormen, Prüfungsmaßstäbe und Zulässigkeitsgrenzen einneh-
men, sowie um gegebenenfalls bestehende Untersuchungsdefizite ausfindig zu
machen.

Vor diesem Hintergrund wird Abschnitt B insbesondere die zivilrechtlichen und
verfassungsrechtlichen Hintergründe der Ergebnisse der Bestandsaufnahme be-
leuchten. Aufgrund der Natur des Untersuchungsgegenstandes wird sich die Un-
tersuchung im Ansatz jedoch auch mit den ökonomischen Hintergründen des Un-
tersuchungsgegenstandes befassen. ImAnschluss hieran wird Abschnitt Cwiederum
die im Rahmen der Bestandsaufnahme herausgearbeiteten Befunde unter Anwen-
dung der zuvor herausgearbeiteten Grundsätze analysieren und für die Praxis ver-
wertbare Schlüsse ziehen.
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